
●
PJ-Zuwendung: Universitäts

medizin Mainz und 
Lehrkrankenhäuser einigen sich

In den Mainzer Gesprächen unter Betei-
ligung der Studierenden haben die Uni-
versitätsmedizin der Johannes Guten-
berg-Universität Mainz und die Akade-
mischen Lehrkrankenhäuser Einigkeit 
erzielt. Sie beschlossen, die im Juli letz-
ten Jahres verabredete pauschale Be
grenzung finanzieller Zuwendungen an 
Studierende im Praktischen Jahr (PJ) 
zugunsten einer bedarfsorientierten 
Regelung zu verändern. 
Die neue Regelung gilt bereits für den 
nächsten PJ-Jahrgang, der im Frühjahr 
2010 die praktische klinische Ausbil-
dung startet, sofern noch keine anders-
lautenden Verträge mit den PJ-Studie-
renden geschlossen wurden. „Ich freue 
mich, dass die sehr intensive Diskussion 
zwischen den Vertretern der akademi-
schen Lehrkrankenhäuser, der Universi-
tätsmedizin und den Studierenden in 
der Frage der finanziellen Entlastung der 
PJ-Studenten erfolgreich gestaltet wer-
den konnte“, so der Wissenschaftliche 
Vorstand der Universitätsmedizin Mainz, 
Univ.-Prof. Dr. Dr. Reinhard Urban, „und 
bin froh, dass wir in so kurzer Zeit 
berechtigte Kritikpunkte gemeinsam aus 
dem Weg räumen und eine für alle 
Beteiligten, insbesondere aber für die 
Studierenden, eine sachgerechte Lösung 
erarbeiten konnten.“
Hintergrund der Gespräche waren Pro-
teste der Mainzer Studierenden der 
Human- und Zahnmedizin im Novem-
ber des vergangenen Jahres. Sie hatten 
unter anderem gegen die Einführung 
einer einheitlichen Obergrenze der 
Zuwendungen zum Ausgleich außerge-
wöhnlicher finanzieller Belastungen im 
Praktischen Jahr sowie die Neuvertei-
lung eines Teils der zur Verfügung 
gestellten Finanzmittel des Lehrbudgets 
durch den Aufsichtsrat der Universitäts-
medizin Mainz demonstriert. 
Die in den Mainzer Gesprächen verab-
schiedete Neuregelung sieht vor, dass 
eine direkte Bezahlung von PJ-Studie-
renden für medizinische Leistungen, die 
im Rahmen der Ausbildung von diesen 
erbracht werden, weiterhin nicht erfolgt. 
Grund hierfür ist, dass bislang die erfor-
derlichen gesetzlichen (so zum Beispiel 
in der Approbationsordnung für Ärzte) 

und tarifrechtlichen Voraussetzungen 
nicht vorliegen. Ebenso soll auch künf-
tig die bereits vereinbarte kostenfreie 
Bereitstellung von Dienstkleidung und 
kostenloses Parken für PJ-Studierende 
beibehalten werden.
Neu ist, dass das jeweilige Lehrkranken-
haus die Verpflegung und die Unter-
kunft den PJ-Studierenden während der 
Ausbildungszeit kostenfrei zur Verfü-
gung stellt. Es ist für Lehrkrankenhäuser 
hierbei möglich, dem PJ-Studierenden 
entweder einen kostenlosen Wohnheim-
platz anzubieten oder einen Mietkos-
tenzuschuss von bis zu 300 Euro, der 
gegebenenfalls mit einem Fahrtkosten-
zuschuss verrechenbar ist, zu erstatten. 
Dabei haben alle Beteiligten eine Erstat-
tungsobergrenze von 400 Euro pro 
Monat insgesamt festgelegt.
Die Ausbildungskrankenhäuser können 
unabhängig von der Neuregelung mit 
den PJ-Studierenden – sofern die regu-
läre Ausbildung hiervon nicht beein-
trächtigt wird – außerhalb der gesetzli-
chen PJ-Ausbildungszeiten Zuverdienst-
möglichkeiten vereinbaren. Dazu zählen 
beispielsweise „Learn & Earn“-Pro-

gramme. Hierbei übernehmen die Stu-
dierenden (meistens höhere Semester 
oder PJler) in der Freizeit Wochenend- 
und Nachtdienste oder Assistenzen im 
OP und erhalten dafür ein Gehalt.   (eb)

●
Landesärztekammer begrüßt 

Geriatriekonzept der 
Landesregierung

Das Geriatriekonzept der Landesregie-
rung findet bei der Landesärztekammer 
Rheinland-Pfalz Anklang. Das Konzept, 
das eine flächendeckende Struktur mit 
geriatrischen Kapazitäten vorsieht, baut 
dabei auf vorhandene Angebote auf.

„Wir müssen die demographische Ent-
wicklung im Blick haben und voraus-
schauend den Weg für eine gute ambu-
lante und stationäre Versorgung ebnen“, 
erklärte der Präsident der Landesärzte-
kammer, Professor Dr. Frieder Hesse-
nauer.

Die Zahl der alten Menschen wird auch 
in Rheinland-Pfalz steigen. Schätzungen 
zufolge werden im Jahr 2020 rund 23 
Prozent der Menschen in Rheinland-

5Ärzteblatt Rheinland-Pfalz Ausgabe 3 / März 2010

A k t u e l l

Anzeige



6Ärzteblatt Rheinland-Pfalz Ausgabe 3 / März 2010

A k t u e l l

Pfalz über 65 Jahre alt sein. Der Anteil 
der über 80-Jährigen wird auf sieben 
Prozent der Bevölkerung steigen. Somit 
wird auch der Bedarf an speziellen 
geriatrischen Angeboten steigen. Hesse-
nauer: „Natürlich bedeutet dies nicht, 
dass jeder alte Mensch automatisch eine 
spezielle geriatrische Behandlung 
braucht. Diese braucht er erst dann, 
wenn seine Erkrankung so komplex 
geworden ist, dass besonders qualifi-
zierte Hilfe nötig ist.“

„Daher ist der Vorschlag, die bereits vor-
handenen Kompetenzen in der geriatri-
schen Versorgung schwerpunktartig 
weiter zu vernetzen, gut, vernünftig 
und realistisch“, so der Kammer-Präsi-
dent. Dies gelte für den ambulanten 
Bereich genauso wie für die Versorgung 
im Krankenhaus. Für die akute statio-
näre Versorgung sieht das Geriatriekon-
zept die Einrichtung von Hauptfachab-
teilungen für Geriatrie an fünf Stand-
punkten vor: Mainz, Ludwigshafen, Trier, 
Koblenz und Kaiserslautern. Um auch 

die regionale Versorgung zu gewährleis-
ten, ist geplant, weitere Krankenhäuser 
mit einem geriatrischen Schwerpunkt 
auszuweisen. Hessenauer: „Diese Aus-
wahl bei der Aufstellung des Kranken-
hausplanes 2010 festzulegen, ist eine 
gute und konsequente Entscheidung.“

 (eng)

●
Erste Demonstration der 
Ärztinnen und Ärzte des 

öffentlichen Gesundheitsdienstes
Frankfurt hat kürzlich die erste Ärztede-
monstration des Öffentlichen Gesund-
heitsdienstes (ÖGD) bei Eis und Schnee 
unter dem Motto „Ärztinnen und Ärzte 
im öffentlichen Gesundheitsdienst – 
Ärzte zweiter Klasse?“ erlebt. Trotz wid-
riger Witterung waren über 100 Ärzte 
aus Gesundheitsämtern und anderen 
Institutionen aus ganz Deutschland 
angereist, um die kommunalen Arbeit-
geber auf die kritische Lage hinzuwei-
sen. Auch die rheinland-pfälzischen Kol-
legen waren stark vertreten.

Organisiert und unterstützt wurde die 
Demonstration vom Bundesverband der 
Ärztinnen und Ärzte des Öffentlichen 
Gesundheitsdienstes e.V. sowie vom 
dbb. Der öffentliche Gesundheitsdienst 
sei durch die schlechte Entlohnung im 
Vergleich zu den Krankenhausärzten 
unattraktiv geworden, so die Kritik des 
ÖGD. Es werde immer schwieriger, Stel-
len nachzubesetzen. Wer kümmert  
sich denn in Zukunft um Epidemien 
durch ansteckende Krankheiten, über-
wacht die Trinkwasserqualität begleitet 
die Krankenhaushygiene, macht die 
Querschnittuntersuchungen bei den 
Kindern in der Schule und in der Kin-
dertagesstätte und kümmert sich mit 
um die Gewährleistung des Kindes-
wohls? Wer setzt sich für Prävention 
und Gesundheitsförderung ein, führt 
anonyme HIV-Beratungen und Tests 
durch? Die Ärztinnen und Ärzte des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes sind 
ein ganz wesentliches Element beim 
Schutz der Menschen vor und in Gefah-
rensituation (Infektionskrankheiten wie 
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Pandemie, Trinkwasserqualität). „Das 
geht jeden an und deshalb ist eine faire 
Entlohnung unverzichtbar“, fordert der 
ÖGD. Vogelgrippe, Schweinegrippe 
und SARS oder angedrohter Bioterroris-
mus durch Milzbrand und Pocken, in 
diesen Situationen besinne sich die Poli-
tik auf den Öffentlichen Gesundheits-
dienst – und dieser erfüllt seine Aufga-
ben präzise mit hoher Sachkenntnis und 
kostengünstig.

Das Deutsche Ärzteblatt hat unter der 
Überschrift „Keine Ärzte zweiter Klasse“  
klar Stellung bezogen für die Ärztinnen 
und Ärzte des öffentlichen Gesundheits-
wesens: „Die kommunalen Arbeitgeber 
sind aufgefordert, nicht nur die kontinu-
ierliche Qualifikation und Fortbildung 
der Beschäftigten sicherzustellen, son-
dern auch eine den Leistungen entspre-
chende adäquate Entlohnung zu ge
währleisten. Dies geschieht durch das 
neue Tarifrecht nicht mehr.“ Die Ärztin-
nen und Ärzte im Öffentlichen Gesund-
heitsdienst fordern nicht vordergründig 

„Prozente“, sondern eine faire, vergleich-
bare Bezahlung. Nicht mehr, aber auch 
nicht weniger als ihre Kolleginnen und 
Kollegen in den Kliniken. Die kommu-
nalen Arbeitgeber werden daher aufge-

fordert, die Ärztinnen und Ärzte im 
öffentlichen Gesundheitsdienst mit den 
Klinikärzten tarifrechtlich gleichzustel-
len.

Die Teilnehmer der Frankfurter Demo 
forderten, die Konkurrenzfähigkeit des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes wieder 
herzustellen durch gleiches Tabellenent-
gelt, gleiche Bedingungen für Ruf- und 
Bereitschaftsdienste und eine Verbind-
lichkeit der Facharztweiterbildung sowie 
gesicherte Aus-, Fort- und Weiterbildun-
gen. Es sei höchste Zeit, dass die Politik 
und die kommunalen Arbeitgeber rea
gieren. 			     	   (BB)

●
Organspendezahlen in 2009 

weiterhin alarmierend
Das Jahr 2009 brachte keine nennens-
werte Steigerung der Organspende in 
Deutschland. Insgesamt haben bundes-
weit 1.217 Menschen nach ihrem Tod 
ihre Organe gespendet, um schwer 
kranken Patienten zu helfen. Das sind 
19 Spender mehr als im Vorjahr. Die 
Zahl der Organspender pro eine Million 
Einwohner hat sich mit 14,9 gegenüber 
dem Vorjahr (14,6) kaum bewegt. 
Gleichzeitig ist die Anzahl der gespen-
deten Organe um 48 zurückgegangen, 
so dass für die Patienten auf der Warte-
liste aus Deutschland 3.897 Organe zur 
Verfügung gestellt werden konnten. Die 
Zahl der Transplantationen blieb bun-
desweit mit 4.050 gegenüber dem Vor-
jahr unverändert. 		    (eb)
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Ärztinnen und Ärzte im öffentlichen Gesundheitsdienst sind für ihre Forderungen bei einer bundeswei-
ten Demonstration in Frankfurt auf die Straße gezogen. Sie wehren sich dagegen, als Ärzte zweiter 
Klasse wahrgenommen zu werden. Foto: privat




